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(3) Die Räte der Bezirke sind verpflichtet, die ihnen 
übergebene Kontrollziffer für Lizenzen sowohl für das 
Gesamtvolumen der Wirtschaftszweige als auch für den 
Bauanteil bis auf die Kreise aufzugliedern. Die Räte 
der Bezirke sind berechtigt und verpflichtet, ent­
sprechend der 1 nanspruchnähme von Lizenzen die den 
Kreisen gegebenen Kontrollziffern abzuändern, ohne 
dabei das Gesamtvolumen des Bezirkes j$, Wirtschafts­
zweig zu verändern.

§ 37
(1) Die Entscheidung über eine beantragte Lizenz ist 

dem Antragsteller, den an der Bearbeitung des An­
trages beteiligten Stellen und dem kreditgewährenden 
Institut innerhalb eines Monats zuzustellen.

(2) Die nach § 36 Abs. 2 für die Lizenzerteilung zu­
ständige Stelle ist verpflichtet, die Durchführung der 
erteilten Lizenz und die Einhaltung der auferlegten 
Bedingungen gemäß Anweisung des Ministeriums für 
Aufbau zu kontrollieren. Sie ist berechtigt, notwendige 
Anweisungen zur Erfüllung der gültigen Vorschriften 
zu geben.

(3) Die Lizenznehmer sind zu verpflichten, die lizenz­
erteilende Stelle unverzüglich zu unterrichten, wenn 
das geplante Vorhaben nicht in vollem Umfange durch­
geführt werden kann. In diesen Fällen ist die Lizenz 
zu kürzen.

§ 38
(1) Die erteilten Lizenzen sind nur für das laufende 

Jahr ihrer Ausfertigung gültig.

(2) Für nicht beendete Vorhaben können Fristverlän­
gerungen bis zum 30. September des nächstfolgenden 
Jahres gewährt werden. Die Überhänge gehen zu Lasten 
des Lizenzvolumens des neuen Planjahres. Den Ver­
längerungsanträgen sind beizufügen:

a) verbindliche Angaben des noch verbleibenden Ge­
samtwertumfanges, unterteilt nach Bau- und Bau­
montageanteil, Ausrüstungen und Sonstiges;

b) Aufstellung der noch beanspruchten Materialien 
und Waren, gegliedert nach Art, Menge und 
Kosten;

c) die Art der Finanzierung.

(3) Für die Verlängerung ist von den lizenzerteilen­
den Stellen eine Uberhangslizenz zu erteilen.

(4) Die Bearbeitung und Entscheidung eines Lizenz­
antrages ist gebührenfrei.

§ 39
(1) Die Kredite für lizenzpflichtige Vorhaben werden 

nach den Bestimmungen der Kreditinstitute gewährt.

(2) Die Kreditinstitute haben die ordnungsgemäße 
Verwendung der von ihnen bereitgestellten Kreditmittel 
zu kontrollieren.

(3) Die Kreditnehmer haben die Kontrolle durch die 
Vorlage sämtlicher Unterlagen und durch Auskunfts­
erteilung an die Beauftragten des Kreditinstituts zu

v unterstützen.

(4) Die Kontrolle ist regelmäßig und in Abständen 
vorzunehmen, die nach der Höhe des Gesamtwert­
umfanges und des gewährten Kredites zu bemessen 
ist. Über das Ergebnis der Kontrolle ist den beteiligten 
Stellen, insbesondere der lizenzerteilenden Stelle, zu 
berichten.

§ 40
Die Zuweisung des für die Durchführung der lizenz­

pflichtigen Bauarbeiten erforderlichen Materials erfolgt 
an den bauausführenden Betrieb auf Grund der Bau­
leistungsverträge oder an den Lizenznehmer, wenn er 
die Bauarbeiten ohne Inanspruchnahme eines Bau­
betriebes ausführt.

§ 41
(1) Die Berichterstattung über die Erfüllung des 

Volkswirtschaftsplanes 1955 — Plan der Lizenzen — 
wird vom Ministerium für Aufbau vierteljährlich mit 
Kurzbericht LiB — 1 a (Postkarte) und LiB — 1 b, Be­
richtsbogen LiB — 1 und LiB — 2 durchgeführt.

(2) Berichtspflichtig sind alle Lizenznehmer und die­
jenigen nicht volkseigenen Rechtsträger, die für 1955 
eine Baugenehmigung für ein Vorhaben mit mehr als 
10 000 DM Kosten erhalten haben.

(3) Die Berichterstattung durch Lizenznehmer mit 
einem Lizenzvolumen über 500 000 DM erfolgt nur 
mit Vordruck LiB — 1 b nach besonderer Anweisung 
des Ministeriums für Aufbau.

§ 42
(1) Die Berichtspflichtigen haben in Zusammenarbeit 

und nadi Abstimmung mit den bauausführenden Be­
trieben den Bericht spätestens bis zum 5. des nach 
jedem Quartalsschluß folgenden Monats einfach an den 
Rat des Kreises — Abteilung Aufbau — einzureichen. 
Werden die Berichte nicht termingemäß vorgelegt, 
können die erforderlichen Angaben auf Kosten der Be­
richtspflichtigen ermittelt werden.

(2) Für die Durchführung der Berichterstattung kann 
das Ministerium für Aufbau die erforderlichen Bestim­
mungen erlassen.

D. Schlußbestimmungen
§ 43

Strafbestimmungen
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig die Bestimmungen 

dieser Verordnung dadurch verletzt, daß er
a) ohne die nach dieser Verordnung zwingend vor­

geschriebenen Plandokumente und Unterlagen In­
vestitionen und Generalreparaturen durchführt 
oder sich durch unrichtige, unvollständige oder 
irreführende Angaben Investitions- und General­
reparaturmittel verschafft,

b) Investitions-und Generalreparaturmittel für andere 
als die in dieser Verordnung vorgesehenen Zwecke 
verwendet,

c) die auf Grund ordnungsgemäß ausgefertigter Plan­
dokumente bereitgestellten Mittel entgegen ihrer 
Zweckbestimmung verwendet,

d) ohne rechtzeitige Planänderung Investitions- und 
Generalreparaturmaßnahmen über den in den 
Plandokumenten vorgesehenen Umfang hinaus 
durchführt,

e) andere als die nach dieser Verordnung vorgesehe­
nen Finanzierungsquellen für Investitionen und 
Generalreparaturen in Anspruch nimmt,

f) die von einer berechtigten Dienststelle im Rahmen 
ihrer Ermächtigung nach dieser Verordnung gefor­
derten Auskünfte, Meldungen und Berichte nicht 
oder nicht in der bestimmten Frist, unrichtig, un­
vollständig oder irreführend erteilt,


